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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 18. April 
2024 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Josef Sattler, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft ab TOP 3 anwesend 
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Johannes Unholzer, FWG  ab TOP 3 anwesend 
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 14. März 2024. 
 

Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 14. März 
2024. 

Abstimmung:        7 : 0 
(ohne GR Bründl u. GR Unholzer)   

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 14. März 2024. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 14. März 2024 informiert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Städtebauförderung - Beratung über das Leistungsverzeichnis zur Angebotsanforderung für die 
Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) - vgl. dazu Sitzung des 
Bau- und Umweltausschuss vom 19. Januar 2023.  
 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 19. Januar 2023 
 

 
TOP 10. Städtebauförderung - Beratung über die Durchführung eines städtebaulichen Wettbewerbs 
zur Planung der Maßnahme „Umgestaltung von großflächig versiegelten Flächen entlang des 
Eulenwegs“ in Tiefenbach sowie Angebotseinholung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

Die Gemeinde Tiefenbach hat im Jahr 2005 eine vorbereitende Untersuchung nach § 141 Baugesetz-

buch (BauGB) zur Ortskernsanierung in Tiefenbach durchgeführt. In der vorgenannten vorbereitenden 

Untersuchung wurde ein Untersuchungsgebiet um das Ortszentrum von Tiefenbach festgelegt. Die Er-

gebnisse der vorbereitenden Untersuchung wurden in einem Maßnahmenplan festgehalten. Insge-

samt gibt es 23 Maßnahmen, von denen bereits einige erfolgreich umsetzt werden konnten.  

Aktuell steht die Maßnahme Nummer 7 im Fokus. Hier soll der Umbau/die Umgestaltung von großflä-

chig versiegelten Flächen (Verkehrserziehungsplatz, Schotterparkflächen) entlang des Eulenwegs zu 

Multifunktionsplätzen (sichere Ein-, Ausstieg- und Wartemöglichkeiten für Schulkinder, Veranstaltun-

gen, Spielplatz, Parkplätze). Umgestaltung Schulvorbereich und Pausenhof. Ein Überblick kann sich im 

nachfolgenden Lageplan verschafft werden: 

 

Die Erarbeitung eins Konzepts der vorgenannten Maßnahme Nr. 7 soll im Rahmen eines Architekten-

wettbewerbs durchgeführt werden. Dieses Vorgehen wird auch von der Regierung von Niederbayern 

empfohlen. Für die Durchführung eines solchen Wettbewerbs ist die Beauftragung eines entsprechen-

den Fachbüros zur Begleitung erforderlich.  

In Zusammenarbeit mit einem Fachbüro werden dann die entsprechenden Kriterien und Anforderun-

gen der Gemeinde erarbeitet festgehalten. Im Anschluss wird dann der Architektenwettbewerb aus-

gerufen, dessen Ergebnisse dann dem Gemeinderat präsentiert werden.  

Rathaus 

Schule 

Sp
o

rt
p

la
tz

 



Für den ersten Schritt (Angebotseinholung Fachbüros für Wettbewerbsbegleitung) ist ein positiver Be-

schluss des Bau- und Umweltausschuss erforderlich, dass überhaupt ein Wettbewerb durchgeführt 

werden soll.  

In der Haushaltsplanung 2023 sind im Investitionsprogramm bereits Haushaltsmittel dafür eingeplant. 

Die Durchführung eines solchen Wettbewerbs wird im Rahmen des Bayerischen Städtebauförderungs-

programms gefördert. Die Förderquote dafür beträgt gemäß Nr. 6 der Richtlinien mindestens 50 % 

Prozent.  

Beschluss: 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Durchführung eines Architektenwettbe-

werbs zur Planung der Maßnahme Nr. 7 aussprechen kann. 

Abstimmung: 9 : 0 

 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Am 17. Juli 2023 hat bezüglich verschiedener städtebaulicher Maßnahmen im Gemeindegebiet ein 
Gespräch mit Vertretern von der Regierung von Niederbayern stattgefunden. Beim Gespräch war auch 
die Umsetzung des Beschlusses vom 19. Januar 2023 ein Thema. Dabei haben die Vertreter der 
Regierung der Gemeinde mitgeteilt, dass das Konzept der Gemeinde aus dem Jahr 2005 zu alt ist und 
eine Fortschreibung bzw. die Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts 
(ISEK) erforderlich ist. Ein ISEK ist Voraussetzung für die Förderung der Planung und Umsetzung aller 
städtebaulichen Maßnahmen. Lediglich der Umbau des Marienplatzes wird noch ohne ISEK gefördert. 
 
Unter Berücksichtigung des 48 seitigen Leitfadens und in Abstimmung mit der Regierung von 
Niederbayern wurde eine entsprechende Leistungsbeschreibung für die Erstellung eines ISEK´s 
verschriftlicht.  
 
In der Leistungsbeschreibung für die Angebotseinholung wurde folgender Sachverhalt dargestellt: 
 
Seit Februar 2005 hat die Gemeinde Tiefenbach die Unterlagen für die vorbereitende Untersuchung 
zur Ortskernsanierung in Tiefenbach vorliegend. Im vorgenannten Konzept wurden insgesamt 23 
Maßnahmen für eine städtebauliche Aufwertung verschriftlicht.  
 
Da seit der Erstellung der Unterlagen nunmehr fast 20 Jahre vergangen sind, soll die vorliegende 
Untersuchung fortgeschrieben werden und gleichzeitig für den Ortskern Tiefenbach ein ISEK erstellt 
werden. Der entsprechende Bereich kann aus der Anlage 2 entnommen werden. 
 
Mit der Fortschreibung und Erstellung eines ISEK soll die Maßnahme-Nr. 7 im Bereich der Alfons-
Lindner-Schule Tiefenbach, der Kindertagesstätte St. Margareta und des Verkehrserziehungsplatzes 
(Schulumfeld) vertieft untersucht werden. Der entsprechende Bereich kann aus der Anlage 4 
entnommen werden. 
 
Das ISEK soll Grundlage für die spätere Festlegung/Erweiterung eines Sanierungsgebiets sein. 
Deshalb müssen bei der Ausarbeitung des ISEK die Anforderungen der §§ 140 ff BauGB berücksichtigt 
werden. Für die Erstellung des ISEK werden folgende Schwerpunkte festgelegt: 
 
 
 
 
 
 
 



 

1. Bestandsanalyse 

• Sichtung und Bewertung von vorhandenen Planungen und Unterlagen, Darstellung von örtli-
chen und überörtlichen Rahmenbedingungen 

• Bestandsanalyse zu den Themen 

­ Einbindung der Gemeinde und seiner Ortsteile in den regionalen Kontext 

­ Nutzungsarten, Baustruktur und Typologie, Leerstände 

­ Landschaftliche Zusammenhänge und Grünvernetzung 

­ Bevölkerungsstruktur und demografische Entwicklung 

­ Bevölkerungsprognose mit groben Bedarfsabschätzungen zur sozialen Infrastruktur und Da-
seinsvorsorge (auf Grundlage vorhandener Prognosen) 

­ Soziale Infrastruktur und Daseinsvorsorge 

­ Wirtschaftliche Entwicklung und Arbeitsplätze, Gewerbeflächen, Ansiedlungspotenziale 

­ Einzelhandel und Nahversorgung 

­ Verkehrliche Zusammenhänge in den Bereichen ÖPNV, Rad und Fuß, ruhender Verkehr 

 

2. Stärken-Schwächen-Analyse 

• Darstellung der räumlichen und sachlichen Problembereiche sowie der städtebaulichen Miss-
stände und Störfaktoren. 

• Herausarbeiten der bestehenden Potenziale und Möglichkeiten (Entwicklungshemmnisse 
und Entwicklungschancen) für eine zukünftige positive Entwicklung. 

 

3. Erarbeiten einer Entwicklungsstrategie 

• Formulieren von Leitbildern 

• Definition Zielen und Handlungsfeldern 

• Aufzeigen der Notwendigkeit weiterer Fachplanungen (Verkehr, Einzelhandel, Landschaft, 
Tourismus) und Integration dieser Ergebnisse 

• bezahlbarer Wohnraum 

• Klimaschutz und Klimaanpassung 

• neue Mobilität 

 

4. Erstellen eines Maßnahmenkonzeptes 

• Überarbeitung und Weiterentwicklung sowie Priorisierung von Einzelmaßnahmen mit Gestal-
tungsvorschlägen oder Ideenskizzen 

• Darstellen von Impuls- und Schlüsselprojekten 

• Darstellung des Entwicklungskonzepts in einem Rahmenplan 











Der neue Planbereich überdeckt Teilflächen des bestehenden Bebauungsplans MI Steppbach. Um 
diese Flächen in den neuen Bebauungsplan zu integrieren, muss auch der bestehende 
Bebauungsplan MI Steppbach geändert bzw. verkleinert werden. 
 
Mit dem Bebauungsplan MI Steppbach Erweiterung soll die städtebauliche Planung im noch 
Ortskernbereich im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung erfolgen. Hierzu soll ein 
Grundplankonzept erarbeitet werden, welches in einer weiteren Sitzung vorgestellt und beraten wird.  
 
 

 
Blau schraffiert: bestehender Bebauungsplan: MI Steppbach 
Rot schraffiert: neuer BP: MI Steppbach Erweiterung 
 
 
 

 
Bestehender BP MI Steppbach 



 
Auf Grundlage der in 2005 durchgeführten vorbereitenden Untersuchung zur Ortskernsanierung in 
Tiefenbach stellt die Gemeinde Tiefenbach derzeit ein integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept (ISEK) auf. Die Regierung von Niederbayern hat der Gemeinde Tiefenbach 
mitgeteilt, dass das Konzept der Gemeinde aus dem Jahr 2005 zu alt ist und eine Fortschreibung bzw. 
die Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) erforderlich ist. Im 
Rahmen des ISEK kann auch die Gestaltung des Bebauungsplans MI Steppbach Erweiterung umgesetzt 
werden.  
 
Teilmaßnahmen (Nummer 12 und Nummer 15) der vorbereitenden Untersuchung zur 
Ortskernsanierung und jetzt des ISEK sind 
- der Einbau einer Kreisverkehrsanlage am gestalterisch und sicherheitsmäßig problematischen 
Kreuzungspunkt Nibelungenstraße / Am Steppbach / Rudolf-Töpfl-Straße inkl. Bushaltestellen und 
umliegender Grundstücksflächen und 
- die Neugestaltung des Kreuzungspunktes Am Steppbach und Hofer Straße mit Stellplätzen vor dem 
Gebäude BRK. 
 

 
 
 

Beschluss: 
 Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Überplanung des gezeigten und genannten 
Bereiches mit der Aufstellung eines qualifizierten Bebauungs- und Grünordnungsplans MI 
„Steppbach Erweiterung“ und empfiehlt dem Gemeinderat den Aufstellungsbeschluss hierzu zu 
fassen.  

  Abstimmung:     9 : 0   
 

 
9. Bauleitplanung – Veränderungssperre für den Planbereich des Bebauungsplanes MI Steppbach 
Erweiterung – Vorberatung über den Satzungsbeschluss. 
 



Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung im Rahmen des ISEK (integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept) zu gewährleisten und zur Sicherung des künftigen Planbereichs, ist für 
Teilflächen des Geltungsbereichs des neuen Bebauungsplans MI Steppbach Erweiterung eine zeitlich 
befristete Veränderungssperre angezeigt.  
 
Neben der grundsätzlichen Überplanung / Neugestaltung der Kreuzungspunkte Hofer Straße / Am 
Steppbach und Am Steppbach / Nibelungenstraße / Rudolf-Töpfl-Straße mit Bushaltestellen, 
Parkplätzen und der Gestaltung der umliegenden Grundstücksflächen, soll auch der 
Mischgebietscharakter beibehalten, bzw. entwickelt werden. Aus städtebaulicher Sicht ist in dem 
Bereich der Veränderungssperre ein Mischgebiet erforderlich. Gerade die Nähe zum Gebäude der 
freiwilligen Feuerwehr, den Gebäuden des gemeindlichen Bauhofs und des umliegenden 
Gewerbebetriebes erfordern insbesondere für die von der Veränderungssperre betroffenen 
Grundstücke eine grundsätzliche Überplanung. Der Bedarf an Gewerbeflächen, hier für nichtstörendes 
Gewerbe, ist groß. Der kontrollierte Zuzug / Bestand von Gewerbebetrieben soll mit einer geordneten 
Wohnbauplanung in Einklang gebracht werden. Insbesondere ist der Geltungsbereich des neuen 
Bebauungsplans MI Steppbach Erweiterung mit Gewerbe, Wohnen und kommunalen Einrichtungen 
und den Kreuzungspunkten ein neuralgisches Gebiet am Rande des Ortskerns Tiefenbach.  
 
Im Rahmen einer Bauplanung in dem Geltungsbereich des neuen Bebauungsplans MI Steppbach 
Erweiterung wurde auch der bayerische Staatsminister für Wohnen, Bau und Verkehr, Herr Christian 
Bernreiter angefragt, der auf die Vorzüge eines Bebauungsplanverfahrens, gleich mehrere 
Grundstücke in der Umgebung zu überplanen und einer erweiterten Nutzungsperspektive zuzuführen, 
hinweist.  
 
Nicht mit der zukünftigen Planung abgestimmte Bauvorhaben könnten einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung entgegenstehen. Speziell das Grundstück mit der Flur-Nr. 501/16, 
Gemarkung Tiefenbach sollte nicht über die Hofer Straße sondern über die Nibelungenstraße 
verkehrsmäßig erschlossen werden, da die Hofer Straße jetzt schon überlastet ist und an dem 
Gefahrenbereich Feuerwehr und gemeindlicher Bauhof vorbeiführt. 
 
 

Satzung der Gemeinde Tiefenbach über die Veränderungssperre für 
die Grundstücke mit den Flur-Nrn. 501/15, 501/16, 501/20 (Nibelungenstraße 23) 
und 501/30 der Gemarkung Tiefenbach im Geltungsbereich des mit Bekanntma-
chung des Aufstellungsbeschlusses am ……. aufgestellten Bebauungsplans MI 
„Steppbach Erweiterung“ vom ………... . 
. 
Auf Grund der §§ 14,16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 
 

§1 
Anordnung der Veränderungssperre 

 
Zur Sicherung der Planung der Aufstellung des Bebauungsplans MI „Steppbach Erweiterung“ - der 
Geltungsbereich umfasst die in Rot schraffierte Fläche im Lageplan Anlage 1, der als Anlage Bestandteil 
der Satzung ist - wird für die Grundstücke mit den Flur-Nrn. 501/15, 501/16, 501/20 (Nibelungenstraße 
23) und 501/30 der Gemarkung Tiefenbach eine Veränderungssperre gemäß § 14 Abs. 1 BauGB 
angeordnet. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre umfasst die Grundstücke mit den Flur-Nrn. 
501/15, 501/16, 501/20 (Nibelungenstraße 23) und 501/30 der Gemarkung Tiefenbach. Der 



Geltungsbereich ergibt sich aus der in blau karierten Fläche im Lageplan Anlage 2 der als Anlage 
Bestandteil der Satzung ist. 

 
§ 3 

lnhalt und Rechtswirkungen der Veränderungssperre 
 
1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt und bauliche Anlagen nicht beseitigt        
     werden; Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind: 

a) Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen   
     Anlagen zum Inhalt haben, und 
b) Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie Ausschachtungen,    
      Ablagerungen einschließlich Lagerstätten; 

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Änderungen von Grundstücken und baulichen    
    Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig    
    sind, nicht vorgenommen werden. 
 

2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungssperre    
     eine Ausnahme zugelassen werden (§14 Abs. 2 BauGB). 
 
3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden  
     sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts (BayBO) Kennt-    
     nis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte be- 
     gonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeüb- 
     ten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 
 

§ 4 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

 

1) Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft (§ 16 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 10 Abs. 3  
     BauGB). 
 
Sie tritt nach Ablauf von zwei Jahren, vom Tag der Bekanntmachung gerechnet, außer Kraft. Die Ver-
änderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit der Bebauungsplan für das in § 2 
genannte Gebiet in Kraft getreten ist. 
 
Tiefenbach, ………… 
 
Gemeinde Tiefenbach 
 
      Siegel 
 
Christian Fürst 
Erster Bürgermeister 
 
 

Beschluss: 
 Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet das Fassen der vorstehenden Veränderungssperre für 
die Grundstücke mit den  Flur-Nrn. 501/15, 501/16, 501/20 (Nibelungenstraße 23) und 501/30 der 
Gemarkung Tiefenbach innerhalb des Geltungsbereiches des geplanten Bebauungsplans MI 
„Steppbach Erweiterung“ und empfiehlt dem Gemeinderat den Satzungsbeschluss hierfür zu fassen.  

  Abstimmung:     9 : 0   
 

 



10. Bauleitplanung – Städtebauliche Entwicklung des Ortsteils Gerlesberg – Beratung über das 
weitere Vorgehen unter Einbeziehung der vorliegenden Anträge auf Satzungen für die Einbeziehung 
von Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Gerlesberg. 
 
In dem sich im Außenbereich befindenden Weiler Gerlesberg in Tiefenbach bestehen derzeit 14 
Wohngebäude. Eine Erweiterung um Wohngebäude ist im Außenbereich nur unter den 
eingeschränkten Voraussetzungen des § 35 BauGB möglich.  
 
Eine weitere Wohnbebauung wäre grundsätzlich denkbar mit 
 
1. Einzelfallzulassung eines Vorhabens gemäß § 35 Abs. 2 BauGB 
    Zwei beantragte Bauvorhaben wurden nach Prüfung des jeweiligen Einzelfalls als nicht zulässig  
    befunden. 
2. einer Außenbereichssatzung (Lückenfüllungssatzung)  
    Diese ist nach Rücksprache mit dem Landratsamt Passau nicht möglich, da der bebaute Bereich  
    überwiegend landwirtschaftlich geprägt ist. 
3. einer Einbeziehungssatzung in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Gerlesberg (§ 4 Abs. 4  
     Satz 1 Nr. 3 BauGB 
     Gerlesberg erfüllt die Anforderungen an einen Ortsteil nicht - ein Ortsteil ist jeder  
     Bebauungskomplex im Gebiet einer Gemeinde, der nach der Zahl der vorhandenen Bauten ein  
     gewisses Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist - 
     Auch die Zahl der vorhandenen Häuser ändert daran nichts. Es kommt vielmehr auf die  
     tatsächlichen Gegebenheiten an. Allein die große unbebaute Flächen auf dem Grundstück des  
     Landwirts spricht schon gegen eine organische Siedlungsstruktur. 
4. Entwicklungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB 
    Diese ist möglich, da der Bereich des Weilers Gerlesberg im Flächennutzungsplan als Dorfgebiet  
    dargestellt ist. Die weiße Umrandung des Dorfgebiets bedeutet, dass das Gebiet nicht an das  
    gemeindliche Kanalsystem angeschlossen ist. 
    

 
 
Eine Entwicklungssatzung erfordert u.a., dass für den Geltungsbereich der Satzung die Erschließung 
gesichert sein muss, dies beinhaltet auch die Abwasserbeseitigung.  
 



Da sich in Gerlesberg kein gemeindliches Kanalsystem befindet, müssen für eine gesicherte 
Abwasserbeseitigung sämtliche Anlagen, die sich nicht auf dem Wohnbaugrundstück befinden, für die 
Nutzung gesichert sein (dingliche Sicherung, Grunddienstbarkeit). In der Entwicklungssatzung können 
grundsätzlich sowohl Festsetzungen für Versickerung / Ableiten des Oberflächenwassers als auch 
Festsetzungen für die Entsorgung des Schmutzwassers in Kleinkläranlagen getroffen werden. Anlagen 
(Leitungen) müssten hierfür aber dinglich gesichert werden.  
 
Auch ein Anschluss des gemeindlichen Kanalsystems wäre grundsätzlich denkbar. 
 
Die Vorgehensweise, um weiteres Baurecht im Weiler Gerlesberg zu schaffen wäre eine 
Weiterverfolgung der Entwicklungssatzung Gerlesberg mit  
 
- Einbeziehung des Wasserwirtschaftsamts bezüglich eines möglichen Anschlusses von Gerlesberg an 
das gemeindliche Kanalsystem oder geeigneter Alternativen. 
 
- Einbeziehung der Anwohner / Grundstückseigentümer in Gerlesberg 
 
- Einbeziehung des Landratsamts Passau bezüglich des Geltungsbereichs der Entwicklungssatzung. 
 
 

Beschluss: 
 Der Bau- und Umweltausschuss fasst den Beschluss, dass die Aufstellung der Entwicklungssatzung 
Gerlesberg weiter verfolgt werden soll und beauftragt den Vorsitzenden und die 
Gemeindeverwaltung geeignete Gespräche mit den zuständigen Behörden und den Anwohnern in 
Gerlesberg zu führen.  

  Abstimmung:     9 : 0   
 

 
Tiefenbach, den 18.04.2024 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer 
 
Im Original gez.        Im Original gez.  
         
 
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


